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Sachverhalt:


Beim Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden arbeitet seit 1988 der am 20.11.1966 geborene Maximilian Eckerle; im Arbeitsvertrag ist seinerzeit vereinbart worden, dass der BAT zur Anwendung gelangt. Eckerle ist im Arbeitsbereich des Bauordnungswesens eingesetzt und nimmt viele Außentermine wahr. Zu diesem Zweck greift er regelmäßig auf den Pool an Dienstwagen der Stadt zurück.

Vor vier Wochen wurde Eckerle in einen schweren Verkehrsunfall verwickelt. Auf einer Dienstfahrt mit einem städtischen PKW zur Abnahme eines Neubaus nimmt er während des laufenden Verkehrs ein Telefonat über sein dienstlich gestelltes Handy an, obwohl das Fahrzeug über keine Freisprecheinrichtung verfügt; er sucht für das Gespräch Unterlagen in seinen Papieren auf dem Beifahrersitz und kommt infolgedessen in einer Kurve von der Fahrbahn ab. Das Fahrzeug prallt gegen eine Ampel. Eckerle erleidet mehrere Prellungen, Platzwunden am Kopf, die genäht werden müssen, und ein HWS-Trauma (Hals-Wirbelsäulen-Syndrom). Er ist seitdem arbeitsunfähig krank geschrieben. Nach seinen telefonischen Angaben wird er die Arbeit nicht vor Ablauf von 3 – 4 Monaten wieder aufnehmen können. Der sechs Jahre alte Dienstwagen, VW-Golf, hat einen Totalschaden erlitten. Nach sachverständiger Begutachtung durch einen Ingenieur des Fuhrparks hatte dieser noch einen Restzeitwert von 4.800,00 €.

Die Führungskraft von Eckerle hat in den letzten Jahren mehrere Kritikgespräche mit ihm geführt, weil er der Meinung gewesen ist, dass dieser nach dem Minimalistenprinzip arbeite. Um Eckerle zu zeigen, dass es ihm ernst ist, hat die Führungskraft bereits eine von der Personalverwaltung im Juli 2004 eröffnete Abmahnung wegen wiederholter Nichteinhaltung abgesprochener Termine veranlasst. Jetzt meint er, dass vielleicht die Möglichkeit gekommen sei, dass sich die Stadt von Eckerle trenne. 
Aufgabe:

Sie arbeiten im Ressortmanagement und haben dabei Führungsunterstützungsaufgaben und daher auch arbeitsrechtliche Fragestellungen aufzubereiten.

Bitte arbeiten Sie gutachtlich auf, welche Folgen auf Eckerle zukommen können.

Hinweis:

Beschränken Sie Ihre Ausführungen dabei nicht auf die Prüfung der Möglichkeit einer Kündigung.
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Lösung

I. Auswirkung auf die Krankenbezüge


Hier muss zunächst abgegrenzt werden, welche der Vorschriften des BAT bzw. des ablösenden Tarifvertrages TVöD, die sich mit diesem Themenkomplex befassen, zur Anwendung gelangen. In Betracht zu ziehen sind die Vorschriften der §§ 22 TVöD und § 13 TVÜ - VKA.

Bei Arbeitsverhältnissen, für die bisher § 71 BAT gegolten hat, die also bereits vor dem 01.07.1994 bei demselben Arbeitgeber bestanden haben, gilt nicht der Regelfall des § 22 TVöD, sondern vielmehr die Übergangsregelung des § 13 TVÜ-VKA. Aus dem Sachverhalt folgt, dass Eckerle ununterbrochen seit 1988 bei demselben Arbeitgeber beschäftigt ist, so dass für die weitere Prüfung eben auf den § 13 TVÜ-VKA abzustellen ist. 

Nach § 22 (1) TVöD erhält der Angestellte bis zur Dauer von sechs Wochen Krankenbezüge, wenn er durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Erbringung der Arbeitsleistung gehindert ist, ohne dass ihn daran ein Verschulden trifft.

Hier gibt der Sachverhalt vor, dass die tatbestandliche Voraussetzung der arbeitsunfähigen Erkrankung seit vier Wochen gegeben ist.

Der Anspruch auf Krankenbezüge der folglich in zwei Wochen eintreten würde, könnte jedoch ausgeschlossen sein, wenn Eckerle ein Verschulden an seiner Erkrankung trifft. Das Tatbestandsmerkmal „Verschulden“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der der näheren Auslegung bedarf. Insoweit ist im Einstieg auf das BGB zurückzugreifen, wo § 276 regelt, dass der Schuldner (hier: Eckerle) Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten hat. Die näheren Ausformung dieser sehr weitgehenden Verschuldensregelung haben die Tarifvertragsparteien in der Protokollnotiz zu § 22 Abs. 1 dahingehend geregelt, dass ein Verschulden im Sinne dieser Bestimmung nur dann vorliegt, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder aber grob fahrlässig herbeigeführt wurde.

Dies bedeutet, dass Eckerle nur dann keinen Anspruch auf Krankenbezüge hätte, wenn er diese Erkrankung zumindest grob fahrlässig herbeigeführt hätte.

Hier ist nun zunächst der unbestimmte Rechtsbegriff der groben Fahrlässigkeit so zu definieren, dass er handhabbar wird. Hier kann auf die Legaldefinition aus dem SGB X zurückgegriffen werden. Denn in § 45 II 3 Nr. 3 letzter Halbsatz SBG X ist geregelt, dass grobe Fahrlässigkeit dann vorliegt, wenn die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt worden ist. Hier müsste also Eckerle die Sorgfaltspflicht eines Straßenverkehrsteilnehmers in besonders schwerer Weise verletzt haben. Gemäß § 23 Ia StVO ist die Benutzung von Mobiltelefonen dem Fahrzeugführer im Fahrzeug verboten. Nach § 49 I Nr. 22 StVO ist der Verstoß gegen diese Vorschrift bußgeldbewährt. Damit steht der Verstoß gegen straßenverkehrsrechtliche Vorschriften fest, da Eckerle auf der Dienstfahrt ein Telefonat über das dienstlich gestellte Handy geführt hat. Dann stellt sich die Frage, ob dies ein besonders gravierender Verstoß gegen die verkehrsrechtlichen Bestimmungen ist. Hier ist es Allgemeinwissen, dass wegen der hohen Risiken des Telefonierens während der Fahrt der Gesetzgeber nachträglich diesen Bußgeldtatbestand in die StVO aufgenommen hat. Die aus der Handhabung des Handys resultierende Ablenkung, verbunden mit der daraus resultierenden Unfallgefahr, ist der Grund für den Unfall gewesen. Hier hat sich Eckerle durch den Verstoß gegen das normierte Verbot in eine Gefahrensituation begeben, die ihm unbedingt bekannt sein musste und die der Gesetzgeber hat verhindern wollen. Angesichts dessen ist der besonders gravierende Verstoß zu bejahen (so hat auch das Bundesarbeitsgericht in dieser Art Fallkonstellation entschieden). Sollte die Bearbeitung an dieser Stelle nicht zu diesem Ergebnis gelangen, muss sie noch Ausführungen dazu machen, dass das Suchen von Unterlagen auf dem Beifahrersitz während der Fahrt auch ein Pflichtenverstoß ist. Hier wird man dann zurückgreifen können auf § 1 II StVO, der besagt, dass sich jeder Verkehrsteilnehmer so zu verhalten hat, dass kein anderer geschädigt oder gefährdet werden kann. Dieses allgemeine Gebot dient unmittelbar der Vermeidung von Unfallrisiken. Es ist unter keinem Gesichtspunkt zu rechtfertigen, dass sich jemand während der Fahrt in der Weise von der Konzentration auf den Straßenverkehr ablenkt, dass er den Blick von der Straße nimmt. Das Suchen von Unterlagen auf dem Beifahrersitz ist eine derartige Gefahrerhöhung sowohl für den Fahrzeugführer selbst als auch für andere Verkehrsteilnehmer, dass man spätestens unter diesem Gesichtspunkt zur groben Fahrlässigkeit wird kommen müssen.

Als Ergebnis der Prüfung ist festzuhalten, dass Eckerle seine krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit zumindest grob fahrlässig herbeigeführt hat; damit hat er nach § 22 (1) TVöD keinen Anspruch auf Krankenbezüge.

II. Regress

Des Weiteren wird erwartet, dass ein möglicher Regress der Stadt gegenüber Eckerle geprüft wird, weil letztlich das Fahrzeug einen Totalschaden erlitten hat.

Die ursprüngliche Regelung des § 14 BAT ist mit Inkrafttreten des TVöD weggefallen. 

Somit fallen Schadensersatzregelungen aus dem bisherigen tariflichen Recht heraus. Es gelten somit die im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) getroffenen Regelungen. Nach § 823 ist derjenige, der vorsätzlich oder fahrlässig … das Eigentum eines anderen widerrechtlich verletzt, dem anderen zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet.
Auch § 3 Abs. 6 TVöD beschränkt die Schadenshaftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  Hier ist auch eine Beschränkung auf tarifgebundene Arbeitgeber enthalten. Es kann aber in vorliegendem Fall getrost davon ausgegangen werden, dass die Stadt Wiesbaden Mitglied im Arbeitgeberverband ist.
Da Eckerle den Unfall grob fahrlässig selbst verursacht hat, trifft ihn die Rechtsfolge, dass er den entstandenen Schaden der Stadt zu ersetzen hat. Nach § 249 BGB hat der Schädigende den Geschädigten so zu stellen, wie dieser ohne das schädigende Ereignis stehen würde. Dies bedeutet, dass der Schaden der Höhe nach der Restzeitwert von 4.800 € ist. 

III. Kündigung

1. Ordentliche Kündigung

Zunächst einmal ist von der Systematik her über die fristgerechte Kündigung in das Thema einzusteigen.

In diesem Zusammenhang sind als erstes mögliche Ausschlussgründe gegen die Kündigung zu thematisieren. Hier kommt in Betracht, dass Eckerle ordentlich unkündbar im Sinne des Tarifrechts sein könnte. Maßgeblich ist insoweit § 34 (2) TVöD, der bestimmt, dass ein Angestellter, der das 40. Lebensjahr vollendet hat, nach einer Beschäftigungszeit von 15 Jahren ordentlich unkündbar ist.

Die Beschäftigungszeit ist anhand der Bestimmung des § 34 (3) TVöD zu prüfen. Danach ist die Beschäftigungszeit die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. Eckerle hat nunmehr über 20 Jahre Beschäftigungszeit und hat zum jetzigen Zeitpunkt das 40. Lebensjahr bereits vollendet. 

Damit steht als Ergebnis fest, dass eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen ist.

2. Außerordentliche Kündigung

Konsequenterweise muss nunmehr eine außerordentliche Kündigung in Betracht gezogen werden. In § 34 (2) ist ausdrücklich klargestellt, dass der Ausschluss der ordentlichen Kündigung gerade nicht für den Bereich der fristlosen Kündigung, also eine Kündigung aus einem wichtigen Grund gilt. 

Es ist nunmehr zu klären, ob das Kündigungsschutzgesetz (KSchG) zur Anwendung gelangt.

Hier sind die persönliche und die betriebliche Komponente des KSchG zu prüfen.

Persönlich hat nur der Arbeitnehmer Kündigungsschutz, der zum Zeitpunkt der Kündigung mehr als 6 Monate ununterbrochen bei demselben Arbeitgeber gearbeitet hat, § 1 (1) KSchG. Diese Voraussetzung ist hier fraglos erfüllt, weil Eckerle seit 1986 laut Sachverhalt durchgängig bei der Stadt beschäftigt ist.

Die betriebliche Komponente folgt aus § 23 KSchG, wonach regelmäßig mehr als 10 Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber beschäftigt sein müssen. Hierzu macht der Sachverhalt keine Angaben, so dass ohne weiteres unterstellt werden muss, dass bei der Stadt Wiesbaden natürlich mehr als 10 Arbeitnehmer regelmäßig beschäftigt sind.

Mithin ist hier das Kündigungsschutzgesetz anzuwenden.

Hier kommt eine verhaltensbedingte fristlose Kündigung in Betracht, da Eckerle seine arbeitsvertraglichen Verpflichtungen verletzt hat. Hier ist zunächst zu prüfen, ob ein wichtiger Grund im Sinne des § 34 TVöD vorliegt. Dazu ist auszuführen, dass die Rechtsprechung diesen unbestimmten Rechtsbegriff dahingehend auslegt, dass es sich um eine besonders gravierende Verletzung arbeitsvertraglicher Verpflichtungen handeln muss.

Nach den bereits oben gemachten Ausführungen kann an dieser Stelle durchaus argumentiert werden, dass ein wichtiger Grund gegeben ist. Denn die Verletzung der verkehrsrechtlichen Vorschriften mit diesen doch recht erheblichen Folgen, kann durchaus als ein gravierender Pflichtenverstoß – objektiv wie subjektiv – subsumiert werden. Allerdings ist kaum erkennbar, weshalb dieses Ereignis – der Unfall – nunmehr dazu führt, dass es dem Arbeitgeber nicht zumutbar sein soll, das Beschäftigungsverhältnis fortzusetzen. Dem Arbeitgeber ist sogar weder im Falle der Krankengeldzahlung noch bei dem entstandenen Sachschaden ein gravierender finanzieller Nachteil entstanden. Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall gehört zu den allgemein hinzunehmenden Arbeitgeberrisiken. Auch mit Nachteilen in den ideellen Belangen ist nicht zu rechnen. Die Vermutung, dass sich Eckerle auch weiterhin grob Fahrlässig verhalten wird, wäre eine reine Mutmaßung, die kaum belegbar sein dürfte. Somit ist es absolut vertretbar, einen wichtigen Grund im Sinne des Arbeitsrechtes zu verneinen.

Sollte man dennoch zum wichtigen Grund gelangen, darf nicht außer Acht gelassen werden, dass auch bei einer verhaltensbedingten fristlosen Kündigung die Rechtsprechung das Abmahnungserfordernis als geboten anerkannt hat. Dies bedeutet, dass Eckerle bereits einschlägig abgemahnt sein müsste.

Hierzu führt der Sachverhalt aus, dass Eckerle zwar eine Abmahnung erhalten hat, diese sich jedoch im Bereich der Schlechtleistung bewegt. Um eine derartige Art von Pflichtverletzung handelt es sich hier nicht, so dass eine einschlägige Abmahnung nicht vorliegt. Sollte die Bearbeitung diesen Gesichtspunkt nicht hervorheben, muss sie aber darauf eingehen, dass die Abmahnung bereits im Juli 2004 eröffnet worden ist. Hier hat die Rechtsprechung vorgegeben, dass eine Abmahnung spätestens nach dem Ablauf von in der Regel 2 Jahren „verbraucht“ ist. Folgerichtig ist sie auf Verlangen aus den Personalakten zu entfernen und bei einem zeitlich nachfolgenden Verstoß nicht mehr zu berücksichtigen. Übertragen auf diesen Fall hat dies zur Konsequenz, dass die Abmahnung unter Umständen schon aus zeitlichen Gründen nicht mehr herangezogen werden kann, weil anschließend das Arbeitsverhältnis über 4 1/2 Jahre hinweg abmahnungsfrei verlaufen ist.

Damit ist das Abmahnungserfordernis letztlich nicht erfüllt, so dass aus diesem Grund eine außerordentliche Kündigungsmöglichkeit nicht gegeben ist.

Demzufolge ist als Gesamtergebnis festzuhalten, dass 
· Eckerle keine Krankenbezüge erhält und bereits erfolgte Entgeltfortzahlungen zurückzufordern sind. 

· Eckerle in Regress genommen werden kann. Dies bedeutet, dass er den am Fahrzeug entstandenen Schaden bzw. den Zeitwert des Fahrzeuges zu erstatten hat. Hierzu gehört übrigens auch die zu erwartende Rückstufung des Schadensfreiheitsrabattes bei der KFZ-Versicherung.

· eine Kündigung nach TVöD nicht möglich ist; wohl aber eine Abmahnung, die auch  ausgesprochen werden kann (sollte).
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